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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. GmbHG, ZPO: Klage in zweigliedriger Gesellschaft 

Urteil vom 05.11.2024, Az: II ZR 85/23  

2. BGB: Kündigungsfristen für GmbH-Geschäftsführer 
Urteil vom 05.11.2024, Az: II ZR 35/23  

3. VVG: Beendigungsklausel in D&O-Versicherung 
Urteil vom 18.12.2024, Az: IV ZR 151/23  

4. BGB: Aufklärung des Patienten 
Urteil vom 05.11.2024, Az: VI ZR 188/23  

5. EPÜ, PatG: Begrenzung des geschützten Gegenstands durch Vorrichtungsan-
spruch 
Urteil vom 26.11.2024, Az: X ZR 114/22  

6. VerkProspGebV: Vertriebsverantwortung der Gründungsgesellschafter 
Beschluss vom 12.11.2024, Az: XI ZB 14/21  

7. BGB: Zurechnung fiktiver Einkünfte beim Minderjährigenunterhalt 
Beschluss vom 20.11.2024, Az: XII ZB 78/24  

 

Urteile und Beschlüsse:

1. GmbHG, ZPO: Klage in zweigliedriger Gesellschaft 
Urteil vom 05.11.2024, Az: II ZR 85/23 
In der zweigliedrigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung erübrigt sich eine Be-
schlussfassung nach § 46 Nr. 8 Fall 1 und 2 GmbHG , wenn nur die Stimmen des den 
Ersatzanspruch verfolgenden Gesellschafters wegen eines Stimmverbots des anderen 
Gesellschafters zählen. In diesem Fall ist die Klage des Gesellschafters grundsätzlich 
unzulässig, weil die Gesellschaft den Ersatzanspruch ohne Weiteres selbst im Klage-
wege verfolgen kann. 
Ist Gegenstand der Beschlussfassung in einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
die Einleitung eines Rechtsstreits gegenüber einem ihrer Geschäftsführer und die Be-
stellung eines Prozessvertreters zur Verfolgung dieser Ansprüche, kann der betroffene 
Geschäftsführer das Stimmrecht nicht für einen Gesellschafter ausüben. 
 

  

2. BGB: Kündigungsfristen für GmbH-Geschäftsführer 
Urteil vom 05.11.2024, Az: II ZR 35/23 
a) Bei einer außerordentlichen Kündigung des Anstellungsvertrags des Geschäftsfüh-
rers einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung aufgrund vertraglich vereinbarter 
wichtiger Gründe gilt die Erklärungsfrist des § 626 Abs. 2 BGB . 



 

bbh Fortbildung GmbH Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 2 - 

 
 

 
b) Auf den Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, der kein 
Mehrheitsgesellschafter ist, sind die zum Nachteil des Geschäftsführers grundsätzlich 
nicht abdingbaren, in § 622 Abs. 1 und 2 BGB geregelten Kündigungsfristen entspre-
chend anzuwenden. Dies gilt auch dann, wenn er Geschäftsführer der Komplementärin 
einer GmbH & Co. KG ist und den Anstellungsvertrag unmittelbar mit der Komman-
ditgesellschaft abgeschlossen hat (Abgrenzung zu BAG, Urteil vom 11. Juni 2020 - 2 
AZR 374/19 , BAGE 171, 44). 
 

  

3. VVG: Beendigungsklausel in D&O-Versicherung 
Urteil vom 18.12.2024, Az: IV ZR 151/23 
a) Eine Klausel in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen einer D&O-Versiche-
rung, die ohne Berücksichtigung der sich aus § 11 Abs. 1 und 3 VVG ergebenden 
Mindestkündigungsfrist das automatische Ende des Versicherungsvertrages mit dem 
Ablauf der Versicherungsperiode vorsieht, in welcher der Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Versicherungsnehmerin gestellt worden 
ist, ist unwirksam. 
 
b) Zur Auslegung einer Klausel in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen einer 
unter Geltung des Anspruchserhebungsprinzips ("Claims-made-Prinzip") geschlosse-
nen D&O-Versicherung, wonach bei einer Beendigung des Vertrages "aus einem an-
deren Grund als eines Prämienzahlungsverzuges oder der Liquidation, Insolvenz, Ver-
schmelzung oder Neubeherrschung der Versicherungsnehmerin" eine prämienneutrale 
Nachmeldefrist besteht. 
 

  

4. BGB: Aufklärung des Patienten 
Urteil vom 05.11.2024, Az: VI ZR 188/23 
Die wirksame Einwilligung des Patienten setzt dessen ordnungsgemäße Aufklärung 
voraus ( § 630d Abs. 2 BGB ). Dabei müssen die in Betracht kommenden Risiken 
nicht exakt medizinisch beschrieben werden. Es genügt vielmehr, den Patienten "im 
Großen und Ganzen" über Chancen und Risiken der Behandlung aufzuklären und ihm 
dadurch eine allgemeine Vorstellung von dem Ausmaß der mit dem Eingriff verbunde-
nen Gefahren zu vermitteln, ohne diese zu beschönigen oder zu verschlimmern (st. 
Rspr., vgl. nur BGH, Urteil vom 11. Oktober 2016 - VI ZR 462/15 , NJW-RR 2017, 
533 Rn. 10). 
Zu den Modalitäten der Aufklärung bestimmt § 630e Abs. 2 BGB , dass die Aufklä-
rung mündlich zu erfolgen hat und ergänzend auf Unterlagen Bezug genommen wer-
den kann, die der Patient in Textform erhält. Die mündlich gebotene Vermittlung der 
Chancen und Risiken der Behandlung "im Großen und Ganzen" und damit einer allge-
meinen Vorstellung von dem Ausmaß der mit dem Eingriff verbundenen Gefahren 
verlangt, dass diese Gefahren auch im Gespräch genannt werden. Lediglich ergänzend, 
das heißt zur Wiederholung des Gesagten (als Gedächtnisstütze), zur bildlichen Dar-
stellung und zur Verbesserung des Verständnisses des mündlich Erläuterten und zur 
Vermittlung vertiefender Informationen, die hilfreich, für das Verständnis der Risiken 
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aber nicht unbedingt notwendig sind, kann (muss aber nicht) auf Informationen in 
Textform Bezug genommen werden. Es muss jedenfalls der für die selbstbestimmte 
Entscheidung notwendige Inhalt mündlich mitgeteilt werden (Konkretisierung von 
BGH, Urteil vom 11. Oktober 2016 - VI ZR 462/15 , NJW-RR 2017, 533 Rn. 8). 
 

  

5. EPÜ, PatG: Begrenzung des geschützten Gegenstands durch Vorrichtungsan-
spruch 
Urteil vom 26.11.2024, Az: X ZR 114/22 
EPÜ Art. 69 Abs. 1 ; PatG § 14 
a) In einem Vorrichtungsanspruch enthaltene Zweck-, Wirkungs- oder Funktionsanga-
ben bestimmen und begrenzen den geschützten Gegenstand nur insoweit, als das Vor-
richtungselement, auf das sie sich beziehen, räumlich-körperlich so ausgebildet sein 
muss, dass es die betreffende Funktion erfüllen kann (Bestätigung von BGH, Urteil 
vom 7. Juni 2006 - X ZR 105/04 , GRUR 2006, 923 Rn. 15 - Luftabscheider für 
Milchsammelanlage). 
 
b) Weist eine Vorrichtung die erforderliche Eignung auf, ist unerheblich, ob die pa-
tentgemäßen Eigenschaften und Wirkungen regelmäßig, nur in Ausnahmefällen oder 
nur zufällig erreicht werden und ob es der Benutzer darauf absieht, diese Wirkungen 
zu erzielen (Bestätigung von BGH, Urteil vom 13. Dezember 2005 - X ZR 14/02 , 
GRUR 2006, 399 Rn. 21 - Rangierkatze). 
   
EPÜ Art. 54 Abs. 2 ; PatG § 3 Abs. 1 
a) Eine Vorbenutzung offenbart den Gegenstand eines Patents schon dann, wenn die 
nicht nur theoretische und nicht nur entfernt liegende Möglichkeit eröffnet ist, dass be-
liebige Dritte und damit auch Fachkundige zuverlässige und ausreichende Kenntnis 
von der Erfindung erlangen (Bestätigung von BGH, Urteil vom 9. Dezember 2014 - X 
ZR 6/13 , GRUR 2015, 463 Rn. 39 - Presszange; Urteil vom 21. April 2020 - X ZR 
75/18 , GRUR 2020, 833 Rn. 28 - Konditionierverfahren). 
 
b) Die Eignung einer vor dem Prioritätstag benutzten Vorrichtung zur Erfüllung einer 
bestimmten Funktion ist der Öffentlichkeit nur dann zugänglich, wenn die Art und 
Weise ihrer Zugänglichkeit es erlaubt, die wahrnehmbaren Informationen so präzise 
und verlässlich aufzunehmen, dass eine darauf beruhende Nachbildung die Funktion 
objektiv verwirklichen würde. 
 

  

6. VerkProspGebV: Vertriebsverantwortung der Gründungsgesellschafter 
Beschluss vom 12.11.2024, Az: XI ZB 14/21 
a) Zur Vertriebsverantwortung von Gründungsgesellschaftern. 
 
b) Zur Pflicht, einen Nachtrag zum Verkaufsprospekt zu veröffentlichen. 
 

  

7. BGB: Zurechnung fiktiver Einkünfte beim Minderjährigenunterhalt 
Beschluss vom 20.11.2024, Az: XII ZB 78/24 
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a) Anders als beim Zusammenleben des Unterhaltspflichtigen mit einem Ehegatten 
oder Partner in nichtehelicher Lebensgemeinschaft ist die Herabsetzung des notwendi-
gen Selbstbehalts bei einer Wohn- oder Haushaltsgemeinschaft mit einem Dritten 
nicht gerechtfertigt (Fortführung des Senatsurteils vom 9. Januar 2008 - XII ZR 
170/05 -FamRZ 2008, 594). 
 
b) Zur (hier verneinten) Zurechnung fiktiver Einkünfte aus einer Nebentätigkeit des 
Unterhaltspflichtigen beim Minderjährigenunterhalt (im Anschluss an Senatsbeschluss 
vom 24. September 2014 - XII ZB 111/13 -FamRZ 2014, 1992und Senatsurteil vom 3. 
Dezember 2008 - XII ZR 182/06 -FamRZ 2009, 314). 
 
c) Der im Jahr 2022 gezahlte Kinderbonus ist als Bestandteil des Kindergelds gemäß § 
1612 b Abs. 1 BGB bedarfsmindernd anzurechnen, bei Betreuung eines minderjähri-
gen Kindes durch einen Elternteil mithin zur Hälfte. 
 

 
  

 

 


